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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Eigenständige soziale Sicherung der Frau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Schroeder (Det- 
mold), Frau Stommel, Dr, Götz, Müller (Remscheid), 
Vogt, Dr. Fuchs, Frau Griesinger, Frau Jacobi (Marl) 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache Vl/2165 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Bis wann hält es die Bundesregierung für möglich, Vorschläge 
für die vom Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung angekündigte Weiterent- 
wicklung der sozialen Rentenversicherung dem Parlament und 
der Öffentlichkeit vorzulegen? 


Das Bundeskabinett hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung am 11. März 1971 beauftragt, eine Konzeption 
zur Weiterentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung 
— u. a. auch zur Öffnung der Rentenversicherung für weitere 
gesellschaftliche Gruppen, darunter auch nicht erwerbstätige 
Frauen — zu entwickeln. Die erforderlichen Vorarbeiten sind 
inzwischen soweit fortgeschritten, daß damit gerechnet werden 
kann, daß die Bundesregierung den gesetzgebenden Körper- 
schaften noch im Laufe dieses Jahres einen entsprechenden 
Gesetzentwurf zuleiten wird. 


2. Wie sieht die Bundesregierung das Verhältnis zwischen der 
eigenständigen sozialen Sicherung der nicht erwerbstätigen 
Frau und der bestehenden Witwenversorgung? 


Die soziale Sicherung der nicht erwerbstätigen Frau beruht 
heute in der gesetzlichen Rentenversicherung in der Regel auf 
vom Ehemann abgeleiteten Ansprüchen. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß dieses System im Hinblick auf die ge- 
wandelte Stellung der Frau in Wirtschaft und Gesellschaft und 
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das heutige Verständinis von der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau neu überdacht und daß eingehend geprüft werden 
muß, inwieweit der veränderten gesellschaftlichen Position der 
Frau durch den Aufbau einer vom Ehemann unabhängigen ei- 
genständigen sozialen Sicherung Rechnung getragen werden 
kann. Die in diesem Zusammenhang bedeutsame Frage nach 
dem Verhältnis zwischen einer solchen eigenständigen sozialen 
Sicherung der Frau und der bestehenden Witwenversorgung 
kann allerdings erst dann endgültig beantwortet werden, wenn 
das schwerwiegende und vielschichtige Problem des Aufbaus 
einer auch der Höhe nach ausreichenden eigenständigen sozia- 
len Sicherung der Frau, das uns voraussichtlich noch längere 
Zeit beschäftigen wird, gelöst ist. Im gegenwärtigen Zeitpunkt, 
in dem im Rahmen der Öffnung der Rentenversicherung für 
nicht erwerbstätige Frauen zunächst nur erste Schritte in diese 
Richtung getan werden können, stellt sich diese Frage noch 
nicht. 


3. Sieht die Bundesregierung in der Öffnung der Rentenversiche- 
rung für nicht erwerbstätige Frauen bereits eine ausreichende 
eigenständige Sicherung? 


Im Rahmen der Öffnung der Rentenversicherung für weitere 
Gesellschaftsgruppen sollen gerade die nicht erwerbstätigen 
Frauen die Möglichkeit erhalten, sich durch die Entrichtung von 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung eine eigenstän- 
dige soziale Sicherung zu schaffen. Dieses Vorhaben der Bun- 
desregierung bedeutet daher einen wichtigen Schritt auf dem 
Wege zu einer eigenständigen Sicherung der Frau, Dabei ver- 
kennt die Bundesregierung allerdings nicht, daß auf diesem 
V/ege nur dann ein ausreichender sozialversicherungsrecht- 
licher Schutz für die Frauen begründet wird, wenn sie in vollem 
Umfang von den bestehenden Möglichkeiten Gebrauch machen. 
Andererseits wird sich aber eine Regelung, die alle bestehenden 
Lücken im Versicherungsschutz der nicht erwerbstätigen Frauen 
schließen und ihnen vollwertige eigenständige Rentenansprüche 
gev/ähren würde, angesichts der dabei auftauchenden erheb- 
lichen Probleme grundsätzlicher und finanzieller Art erst im 
Laufe eines längeren Zeitraums verwirklichen lassen. 


4. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der Frauen, die 
durch eine Öffnung der Rentenversicherung zusätzlich eine Be- 
rechtigung zum Eintritt in die Rentenversicherung erhalten? 


Nach dem Mikrozensus gab es im April 1969 in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 1 1 498 900 Frauen, die in den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten bzw. der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung pflichtversichert, freiwillig 
oder latent versichert waren. Bei einer Einwohnerzahl von 
20 122 600 Frauen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren waren 
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also 8 623 700 Frauen nicht in einer der drei genannten Formen 
und Versicherungszweige versichert. Diese 8,6 Millionen 
Frauen würden durch eine Öffnung der Rentenversicherung 
eine Berechtigung zum Eintritt in die Rentenversicherung er- 
halten. 


5, Welche Beiträge müssen diese Frauen entrichten bzw. nach- 
entrichten, um 

a) sofort, 

b) nach 10 Jahren, 

c) nach 20 Jahren 

über einen Rentenanspruch zu verfügen, der über dem Regel- 
satz der Sozialhilfe liegt? 


Die Leistungen der Sozialhilfe, die nach den Grundsätzen der 
Bedürftigkeit und der Subsidiarität gewährt werden, sind mit 
den Rechtsansprüchen auf Renten der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen — die mit den beitragsfreien Leistungen der Kran- 
kenversicherung der Rentner verbunden sind — nicht ver- 
gleichbar. 

Die Bundesregierung hält es deshalb nicht für sinnvoll, soge- 
nannte Vergleichsberechnungen für Einzelbeträge aus völlig 
verschiedenartigen Leistungssystemen anzustellen. 


6. Hält die Bundesregierung ein Rentensplitting im Scheidungs- 
fall, wie es kürzlich vom Vorsitzenden des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung, Prof. Schellenberg, für die zuständi- 
gen Arbeitskreise der SPD-Fraktion in der Öffentlichkeit zur 
Diskussion gestellt wurde, für ausreichend und realisierbar? 


Die Auffassung der Bundesregierung zur Aufteilung von Ren- 
tenanwartschaften im Falle der Ehescheidung hat inzwischen 
in den von ihr vorgelegten Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Reform des Ehe- und Familienrechts Eingang gefunden. Dieser 
Gesetzentwurf sieht eine gleichmäßige Beteiligung der geschie- 
denen Ehegatten an den während der Ehe insgesamt erworbe- 
nen Anrechten auf Versorgung vor. Der Ausgleich soll grund- 
sätzlich durch die Übertragung von Rentenanwartschaften oder 
durch die Entrichtung von Beiträgen zur gesetzlichen Renten- 
versicherung erfolgen. Durch die Vorlage dieses Gesetzentwurfs 
hat die Bundesregierung zum Ausdruck gebracht, daß sie eine 
Aufteilung von Rentenanwartschaften nicht nur für realisierbar, 
sondern auch für ausreichend hält, weil durch diese Regelung 
die soziale Sicherung der Frau im Falle der Ehescheidung erheb- 
lich verbessert wird. Diese Regelung bedarf allerdings ergän- 
zender gesetzgeberischer Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Rentenversicherungsrechts, die z. Z. im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung vorbereitet werden. 
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7. Welchen Rentenanspruch haben gemäß diesem Vorschlag beide 
Ehegatten im Scheidungsfall nach 

a) lOjähriger Ehe, 

b) 20jähriger Ehe, 

c) SOjähriger Ehe, 

wenn der Mann als Alleinverdiener während der Ehezeit den 
Durchschnittsverdienst aller Arbeiter und Angestellten erreicht 
hat? 

Welche Summe hat der Mann — bei entsprechend geänderten 
gesetzlichen Bestimmungen — nachzuentrichten, wenn er seinen 
Rentenanspruch bis zur ursprünglidien Höhe auffüllen will? 


Das monatliche Aitersruhegeld (bzw. die Rente wegen Erwerbs- 
unfähigkeit) eines Durchscbnittsversicberten beläuft sich im 
Jahre 1971 

a) nach 10 Versicherungsjahren auf 137,10 DM/Monat, 

b) nach 20 Versicherungsjahren auf 274,20 DM/Monat und 

c) nach 30 Versicherungsjahren auf 41 1,30 DM/Monat. 

Sofern der Ehemann Alleinverdiener war und die Ehedauer mit 
der Versicherungszeit übereinstimmt, hätten im Falle eines 
Splitting beide Ehegatten Anspruch auf die Hälfte der genann- 
ten Beträge. Mit dem Splitting erwirbt die Ehefrau jedoch nicht 
nur einen solchen Rentenanspruch, sondern zugleich Anspruch 
auf zusätzliche beitragsunabhängige Leistungen, wie etwa 
Rehabilitationsmaßnahmen, Kinderzuschüsse und Rentnerkran- 
kenversicherung, und u. U. Leistungen an Hinterbliebene. 

Wenn der Ehemann seinen Rentenanspruch bis zur ursprüng- 
lichen Höhe auffüllen wollte, so hätte er dafür im Falle 

a) 1 1 525 DM 

b) 22 850 DM und 

c) 34 275 DM 

an Beiträgen aufzuwenden, deren Zahlung auf einen längeren 
Zeitraum verteilt werden kann. 


8. Beabsichtigt die Bundesregierung, Müttern nach der Geburt 
eines Kindes eine beitragsfreie Zeit als Ausfall- oder Ersatz- 
zeit rentensteigernd anzuerkennen? 


Bei ihren Überlegungen zur Verbesserung der sozialen Siche- 
rung der Frau befaßt sich die Bundesregierung auch mit dem 
Problem, daß Frauen w'ährend der Pflege und Erziehung kleiner 
Kinder häufig ihre Berufsarbeit unterbrechen und dadurch 
Nachteile in ihrer sozialen Sicherung erleiden. Die Bundesregie- 
rung prüft daher, ob und in welcher Weise Zeiten der Pflege 
und Erziehung kleiner Kinder bei der Rentenberechnung renten- 
steigernd angerechnet werden können. 
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9. Mit welcher Summe wird die Rentenversicherung oder gege- 
benenfalls der Bundeshaushalt bei einer 


a) 1jährigen, 

b) 2jährigen, 

c) 3jährigen 


[T« ä + »T 1 1 r'Vi KQlac + o + 


wie ändert sich diese Belastung, wenn die genannten Zeiten 
solange gewährt werden, wie Kinder unter 

a) 4 Jahren, 


b) 6 Jahren, 

c) 14 Jahren 

im Haushalt leben. Um welchen Betrag erhöht sich — unter 
Zugrundelegung des Durchschnittsverdienstes berufstätiger 
Frauen — die monatliche Rente der begünstigten Frauen? 


10. Mit welchen Belastungen für die Rentenversicherung bzw, den 
Bundeshaushalt rechnet die Bundesregierung für den Fall, daß 
diese Vergünstigungen auch den Frauen gewährt werden, die 
bereits eine Rente beziehen? 


Die Fragen 9 und 10 lassen sich in der gestellten Form nicht 
beantworten, weil nicht ersichtlich ist, von welchen Leistungs- 
fällen ausgegangen wird. Gesagt werden kann folgendes: 

Die durchschnittliche Kinderzahl je Frau im Alter über 40 Jahre 
beträgt im Bundesgebiet 2,3. Bei der Gewährung eines beitrags- 
freien Jahres für jedes Kind würde sich demnach die durch- 
schnittliche Anzahl anrechnungsfähiger Versicherungsjahre von 
Frauen um 2,3 erhöhen, bei Gewährung von zwei Jahren um 
4,6 und bei Gewährung von drei Jahren um 6,9 Jahre, Bezogen 
auf die Gegebenheiten des Jahres 1971 würden die genannten 
Vergünstigungen zu jährlichen Aufwendungen von rund 650 
Millionen DM bei einem Jahr, von 1 300 Millionen DM bei zwei 
Jahren und von 1 950 Millionen DM bei drei Jahren beitrags- 
freier Zeit je Kind führen, wenn die Vergünstigungen allen 
Frauen gewährt würden, die bereits eine Versichertenrente aus 
eigenem Recht beziehen. 

Bei Zugrundelegung des Durchschnittsverdienstes versichert 
gewesener Frauen würde im Jahre 1971 die Vergünstigung je 
Kind und Jahr in der Rentenversicherung der Arbeiter eine Er- 
höhung der Rente von rund 7,40 DM/Monat, in der Rentenver- 
sicherung der Angestellten um rund 13,70 DM/Monat und in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung um rund 12,60 DM/Mo- 
nat bedeuten. 

Die finanziellen Mehraufwendungen durch Ausdehnung der bei- 
tragsfreien Zeiten auf die Dauer der Erziehung von Kindern 
unter 4, 6 bzw, 14 Jahren lassen sich nicht ermitteln, weil die 
Versicherungsunterlagen keine Angaben darüber enthalten, in 
welchen zeitlichen Abständen versichert gewesene Frauen Kin- 
der geboren haben. 


Walter Arendt 
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